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Entſcheidende Wahlen!
Die Wahl zur Nakionalverſammlung

t vor der Tür! Dieſe Wahl bedeukek etwas ganz
weres als eine Reichskagswahl der früheren
i. Der Reichskag ſtand nur neben Kaiſer und

indesrak, und dieſe konnken ihn, wenn er ablehnke,
e mit ihnen zu einigen, auflöſen und nochmals ſich an
e Wähler wenden.

Die Vakionalverſammlung vereink in ſich alle
gechke, die Kaiſer, Bundesrak und
geichskag zuſammen ausübken.

Sie und ſie allein enkſcheidek über die wichkigſten
Fragen unſeres Skaakslebens. Monarchie oder
gepublik? Und wenn Republik: ob ſozia-
iſiſche oder bürgerliche ob in ihr das

Ntwalkapital eingeſchränkt oder gar abgeſchafft oder
m weſenklichen erhalten bleiben ſoll. Sie enkſcheidet
her das, was unker Religionsfreiheit zu verſtehen iſt,

e Sozialdemokraken und auch manche Demokraken
z Freiheik gegen die Religion auffaſſen.
Hier, wo es auf alles ankommk, muß jeder

mann, aber auch jede Frau zur Wahl
gehen. Die bekannke Ausrede, daß es auf eine
Etmme mehr oder weniger nicht ankomme, iſt hin
älig bei dem neuen Wahlverfahren, das auch die
minderheiken berückſichtigt, wenn ſie nur einiger
maßen ſtark ſind.

Es gilt mit dem Slimmzektel zu beweiſen, daß die
gehl derer, die, wenn alle unkreu werden, doch dem
ken Deutſchland die Treue halken, immer noch recht
nſehnlich geblieben iſt. Darum wählt die
henkſchnakionale Volksparkei!

wie wählen Soldaten
Wenn bei der Demobilmachung des Heeres ein

Regiment in ſeinem Garniſonort ankam, wurde es auf
die neue „Verfaſſung' verpflichtet die Kokarden
waren meiſt ſchon vorher beſeitigt und es erklärke
dann, daß es ſich hinter die Regierung

verbreiten, alle Feldzugskeilnehmer häkken auch bei
den Wahlen ihre Stimmen für ſozialdemokratiſche
Kandidaten abzugeben. Das iſt durchaus unzuläſſiger
Stimmenfang. Die Erklärungen gaben die Regi-
nenker nur in der Abſicht ab, die gegenwärtige Re-
gierung in ihrem Beſtreben, Ordnung und Sicherheit
aufrechtzuerhalten, zu unkerſtütßen. Sämkliche Sol
daten haben ihre Bewegungsfreiheit bei den kommen-
den Wahlen durch ſolche Erklärung aber keinesfalls
behindert. Sie können vielmehr nach ihrer volitiſchen
Ueberzeugung ihre Stimme abgeben. (Vergleiche
hierzu auch den Aufruf Kriegskameraden“.)

Eine Verteidigungsſchrift CLudendorffs
Kopenhagen, 14. Januar.

„Berlingske Tidende“ gibt in einem Telegramm aus
Nalmö eine Unterredung wieder. die der ſchwediſche Guts-
beſtzer Ohlsſon, bei dem ſich gegenwärtig Ludendorff als
Gaſt befindet, mit einem ſchwediſchen Preſſevertreter gehabt
hat. Ohlsſon erklärte, Ludendorff arbeite ſeit ſeiner An
kinft auf dem Gute Hesleholm von morgens bis abends an

einer Verteidigungsſchrift. „Alle legen nun“. fuhr Ohlsſon
fort, „die Hauptſchuld auf Ludendorff. Man vergißt dabei
ber ganz, daß er bei Kriegsausbruch keine entſcheidende

war, wie viele andere. Erſt Auguſt 1916 erhielt er auf die
Kriegführung Einfluß.“ Seitdem ſei ihm nicht ein einziges
Mal erklärt worden, daß die Möglichkeit eines Verſtändi-
gungsfriedens vorhanden ſei.
annexioniſtiſche Pläne geweſen und irrtümlich ſei auch die

Er ſei niemals Anhänger

Behauptung,
widerſetzt hätte.

Karlsruhe, 15. Januar.
Nationalver ſammlung wurde

im Ständehauſe
rungstiſch hat ſich das Geſamtminiſterium

der Nationalverſammlung waren
Durch Zuruf wurde der Abgeordnete Kopf (Ztr.)

zum Präſidenten gewählt.
Der Präſident der vorläufigen Regierung führte dann aus:

Jn ſeiner politiſchen Zuſammenſetzung iſt
treue Abbild des Volkswillens.
des verlorenen Krieges

heute vormittag
eingefunden. Die

eröffnet. Am Regie

vollzählig er.

Die unmittelbare Folgepolitiſche Um teilungen:wälzung,. Die vorläufige Regierung des Volksſtaates Baden Meine Herren! Der Umſtand, daß die deutſche Waffenſtill
hat es ſich nicht nehmen laſſen, dem ſcheidenden Träger
der Krone und dem Thronfolger ihren Dank

Ebert- Scheidemann ſtellte. Dieſe Erklärungen
henußten geſchickte Sozialdemokraken, um die irrküm-
liche Auffaſſung in der militäriſchen Bevölkerung zu

auszuſprechen für von Engherzigkeitfreien Geiſt, in dem ſie als Glieder der erblichen Dynaſtie
ihre Aufgabe erfaßt und erfüllt haben. Baden ſoll

Rahmen des Reiches.
deutſchen Gaue hin:

erheben mit der Macht Einſpruch himmelſchreiende
Ungerechtigkeit
Blockade.
wird dem Feinde

Nur die raſcheſte Befeſtigung der neuen Zuſtände
jene Achtung abnötigen,

handlungsfrieden anſtatt eines Diktatfriedens vielleicht noch ge-
währleiſten kann. Nur mit Zorn können wir deshalb nach der

Wir haben kein Verſtändnis dafür, daß wir

die uns einen Ver-

Hauptſtadt blicken.
den Krieg durch die Schuld
Gruppen

daß es der
dauernde Ordnung zu ſchaffen.

Sodann gaben Vertreter
programmatiſche Erklärungen ab,

ihre Zuſtimmung zu den Ausführungen des Miniſterpräſidenten
in den Hauptpunkten ausſprachen.

Miniſter Dr. Haas überreichte hierauf den Entwurf einer
badiſchen Verfaſſung und führte unter anderm aus: Jeden

daß das Reich ſich auflöſen könnte,
weiſen wir entſchieden von uns weg. Der bundes-
ſtaatliche Charakter unſeres Reiches war für uns

übermächtige
ſation lehnen wir ab. Wir wollen ein eigenes badiſches
Volksheer im Rahmen der deutſchen Bundesarmee.
geordnete Zuſtände nur ſchaffen auf der Grundlage der Demo-

verlieren

der verſchiedenen Parteien des
Hauſes kurze

Gedanken,

Berlin, 15. Jannar.
Das Reichskabinett hat ſich geſtern und heute mit

dem Verfaſſungsentwurf beſchäftigt, der der Natio-
nalver ſammlung vorgelegt werden ſoll. Der
Entwurf iſt vom Staatsſekretär Preuß und ſeinen Mitarbeitern
im Reichsamt des Jnnern ausgearbeitet worden.

Jn ſeinen Grundzügen ſcheint er bei der Regierung Anklang

gebildet werden. Das Parlament würde ſich aus einem vom
geſamten Volke zu wählenden Volkshauſe und
einem Staatenhauſe zuſammenſetzen, deſſen Mitglieder von
den Volksvertretungen der Einzelſtaaten gewählt werden. Die eine Politik der Verſöhnung mit dem Ausland, eine Politik, die
zahlreichen Einzelheiten des Entwurfs müſſen noch eingehend
durchgearbeitet und vielleicht auch hier und da abgeändert werden, bringt. Aber man wird uns fragen: Wen führt Jhr im dieſen

Stimme gehabt hat, ſondern nur Offizier im Generalſtab unterbreitet zu werden.
e

bevor er von der Regierung im ganzen gutgeheißen und verab-
ſchiedet wird, um zur gegebenen Zeit der Nationalverſammlung

r e v

Was Deutſchland leiſten ſoll
Berlin, 15. Januar.

deutſchen Forſten fordern.
Unſere auswärtige Politik

Rantzau

Neugeſtaltung der Welt beſtehen zu ſollen.

Welt ſicher fühlen. Daß in einer ſolchen Welt, deren

Welt herbeizuführen.
Meine Herren! Uns liegt an dem endgültigen Sieg derUnſere neue Staatsverfaſſung Demokratie in der Welt. Dieſer Sieg kann nicht herbeigeführt

werden durch die kleinlichen Mittel, durch Jntrigen und Vor-
zimmergeheimniſſe, wie ſie das alte Syſtem anzuwenden beliebte.
Ebenſowenig dürfte er gefördert werden dadurch, daß wir ver-
ſuchen, wie einzelne Preßorgane, die die alten Zeiten immer
noch nicht verſchwunden glauben, es vorſchlagen, Verwirrung in
die Reihen unſerer Gegner zu bringen. Wenn wir dieſe Gegner
erſt uneinig machen müßten, um ſie zu der Einſicht zu bringen,
daß ſchließlich doch nur das Gute in der Welt von Beſtand iſt,
dann We wir ja von vornherein bei ihnen r

dringendſte Erfordernis für die gehörigkeitgefunden zu haben. Der föderative Charakter des e r a tet: di ittti neberzeReiches wird in der neyen Verfaſſung bewahrt. ter Frden e ita 9 p.
Das Reich ſoll ſich aus einer Anzahl von Freiſtaaten zu bedarf ich Jhrer Unterſtützung. Wir brauchen hierzu einen Re
ſammenſetzen. An der Spitze ſoll ein Präſident ſtehen, ſonanzboden im deutſchen Volk, das ſich freigemacht hat von
der auf zehn Jahre gewählt wird. Die Regierung wird

wußt in die Schranken zu treten.

Wählt alle Deutſchnationg „Liſte Graf Poſudowsly“

Deutſchnationale Volkspartei.

Nach den Abendblättern hat ſich Staatsſekretär Erz
berger bei einer Konferenz mit den ſüddeutſchen Eiſen-

daß er ſich einem Verſtändigungsfrieden bahnminiſtern in Ulm geäußert, Marſchall
halte für eine angemeſſene Entſchädigung

i Nordfrank-re i en Betrag von illiarden, für dieDie badiſche Nationalverſammlung eröffnet anderen Schäden die Summe von 20 Milliarden
Mark. Die Alliierten würden als Sicherheit die Ver
pfändung der deutſchen Eiſenbahnen und der

Eine Erklärung des Grafen Brockdorff-
Der Staatsſekretär des Auswärtigen Amts

dieſes Haus das ge Graf BrockdorffRautzau empfing Vertreter
Preſſe und mathte ihnen die nachſtehenden Mit

ſtands kommiſſion morgen in Trier mit Vertretern der Entente
über eine Verlängerung des Waffenſtillſtandes zu verhandeln
beginnt, hat mir den Anlaß gegeben, Sie hierher zu bitten. Es
liegt mir daran, durch Jhre Vermittlung dem deutſchen Volke zu
x r ch e A n orderun gen auch die nächſte
eit an uns ſtellen wird, ein Grund zu er ifelnerhalten bleiben als ſelbſtändiger Bundesſtaat im vorhanden iſt wenn wir uns 5 hre die hin en

Doch rufen wir laut über alle trauen, als einiges Volk zu den endgültigen Friedensverhand-
am Reichel! Wir lungen zu gehen. Als unſere r r in

wollen vor allem ein großer deutſcher Volksſtaat bleiben. Wir dem Walde von Compiègne zu dem Abſch
ftillſtandes kam, da ſchien ihr in den Wilſonſchen 14 Punkten und

Aufrechterhaltung der vor allem in der Jdee des Völkerbundes die Grundlage für die

uß des erſten Waffen-

Der Gedanke des Völkerbundes wurde von uns mit all
dem Jdealismus aufgenommen, der das Erwachen des deutſchen
Volkes zu einer neuen Staatsform kennzeichnet. Mit all dieſem
Jdealismus ſtehen wir aurh heute hinter ihm. Wir find durch

t die Sachlage dazu gezwungen, Bedingungen, die ws der Gegner
Berliner in den militäriſchen Waffenſtillſtandsverhandlungen aufzwingt,

ſollen. Wir als die Geſchlagenen mit Proteſt hinzunehmen oder ſie abzu
Regierung Ebert- Scheidemann gelingt, lehnen. Niemand kann uns jedoch durch Zwang oder Ge

walt dazu bringen, von der Ueberzeugung zu laſſen, daß die
ſittlichen Kräfte in allen Ländern nach einem Neuaufbau

in denen ſie der Ordnung zwiſchen den Staaten dürſten und daß wir in dem
Verlangen nach der Schaffung einer einigen großen Völker
familie uns der Zuſtimmung der edelſten Geiſter in der ganzen

ſammenleben ſich auf ganz anderen Grundſätzen aufbauen wird,
als ſie bisher in der Sprache, den Methoden und den Gedanken-
gängen der Politik üblich waren, kein Platz iſt für eine Ver
gewaltigung des Selbſtbeſtimmungsrechtes der

immer eine Völker, bedarf keiner Erwähnung. Ebenſo iſt es ſelbſtver
Zentrali- ſtändlich, daß dieſes Prinzip in dem gleichen Maße jedem Volke

zugute kommen muß. Jedes gegenteilige Vorgehen hieße neuen
Wir können Haß zwiſchen die Völker ſäen und zudem würde es nur die-

jenigen Kräfte ſtärken, die vorgeben, es bedürfe einer gewalt-
tätigen ſozialen Weltrevolution und der terroriſtiſchen Diktatur
des Proletariats, um endlich menſchenwürdige Zuſtände in der

Dieſe zu wecken iſt unſere Aufgabe, und hierzu, meine Herren,

rege r und r ganzen S MſrenFreiheit wünſrht, die es ſich innerhalb ſeiner Grenzen zu fen
einem Reichskanzler und Reichsminiſtern im Begriff iſt. Auf zertrümmerten Geigen konnte auch ein

Saraſate nicht ſpielen. So muß denn das deutſche Volk
wieder zu einer inneren Einheit werden, wenn die
Worte ſeiner Führer in der ganzen Welt Klang haben ſollen.
Wir wollen eine neue Politik für das deutſche Volk. Wir wollen

den echten, von edlem Atem durchdrungenen Bund der Nationen

Völkerbund? Dann müſſen wir ſagen können: Wir bringen ein
einiges Volk, das den Frieden in der Welt will und das
geſonnen iſt, für jeden Fortſchritt der Menſchheit aufrecht und be



Finanzielle und wirtſchaftliche Knebelung

Paris, 14. Januar.
Der interalliierte Oberſte Kriegsrat, beſtchend aus
Premierminiſtern und den Miniſtern des Auswärtigen

der Groſzmächte, Marſchall Foch ſowie Chinda Matſui als
Vertreter Japans traten am Montag zu einer dreiſtündigen
Sitzung im Miniſterium des Aeußern zuſammen, um die
r Bedingungen für die Verlängerung des

affenſtillſtandes mit Deutſchland zu beraten.
Die Verſammlung legte zunächſt die Bedingungen ſeſt, die
Marſchall Foch am 15. Januar den deutſchen Bevollmäch
tigten in Trier vorlegen wird. Dieſe Bedingungen ſind
wirtſchaftlicher und maritimer Natur. Jnu wirtſchaftlicher
Hinſicht beſchloß der Rat, für die Verſorgung Deutſchlands

den

und der umliegenden Länder, wie Jngoſlawien, Ungarn und
Rumänien, Vorſorge zu treffen. Hierfür wird Dentſch
land den nötigen Schiffsranm ſtellen müſſen. Deutſchland
wird ſeine ſämtlichen Handelsſchiffe ausliefern
müſſen. Jn wirtſchaftlicher Hinſicht fordern die Alliierten
erner die Herausgabe des geſamten von den deutſchen
ruppen in den franzöſiſchen beſetzten Gegenden wegge-

nommenen Materials. Die finanziellen Klauſeln beziehen
ſich auf das Gold der Reichsbank und die Ausgabe von
Papiergeld durch die Deutſchen Ferner iſt die Fortſchaffung
des Goldes der Reichsbank aus Berlin ins Auge
gefaßt. Als Grund wird die Furcht vor den bolſchewiſtiſchen
Plünderungen angegeben. Hinſichtlich der Marineforde-
rungen verlangen die Alliierten die Anwendung der Klanſel
über Lieferung des geſamten U-Bootmaterials. Die
Probleme einer militäriſchen Jntervention in
Polen gegen die Bolſchewiſten wurden zurückgeſtellt.
Ferner ſetzte der Kongreß die Zahl der Delegierten feſt, die
den einzelnen Staaten zuſtehen. Die erſte Vollſitzung iſt
für Sonnabend, den 18. Januagr, feſtgeſetzt.

Der franzöſiſche Marineverband hat an Wilſon eine
Preſſe geſandt. Darin wird verlangt:

1. Die Uebergabe von 930 000 Tonnen deutſcher un öſter
reichiſch ungariſcher Fahrzeuge, die dW c Fahrzeuge, die durch den Feind vernichtet

2. Lieferung von deutſchen Steinkohlen an die franzöſiſche
Metallinduſtrie zu einem Preiſe, der die franzöſiſchen Werften
in die Lage verſetzen würde, zu demſelben Preiſe zu bauen, wie
das Ausland.

3. Die Schaffung der Mönlichkeit für die franzöſiſchen Ree
dereien, ſofort 1 Millivn Tonnen Schiffsraum, die in England
im Ban begriffen iſt, anzukaufen.

4. Dieſelbe Möglichkeit für den Ankauf einer Million
Tonnen Schiffsraum, die in den Vereinigten Staaten gebaut

5. Anweiſung der franzöſiſchen Werften zum ſofortigen Bau
von Handelsſchiffen von insgeſammt 2 Millionen Tonneu.

2Belagerungszuſtand in Oberſchleſien
Beuthen, 14. Januar.

Am Montag ruhte nur der Betrieb auf der Ferdinand-
Kadzionkau-Grube. Auf Georg-Grube kann der Streik als
erloſchen angeſehen werden; die wenigen fehlenden Leute
ſind nach dem geſtrigen Sonntag als Streikende nicht zu be
zeichnen. Auf allen übrigen Gruben wird voll gearbeitet.

Während der Belagerungszuſtand über fünf Orte
des Kreiſes Tarnowitz, nämlich Radzionkau, Koslawagora,
Rudypiekar, ObrowniTrokenberg verhängt wurde, wird von
morgen ab der Belagerungszuſtand über den Stadt und Land
kreis Kattowitz verhängt werben.

Der „Berl. Lok.-Anz.“ meldet: Der preußiſche Miniſter
präſident Hirſch und das Mitglied der Reichsregierung Lands-
berg begeben ſich heute abend zu Verhandlungen nach Kattowitz
in Oberſchleſien.

Bromberg von den Polen eingeſchloſſen
Bromberg, 15. Januar.

Polniſche Legivnäre, verſtärkt durch polniſche Banden,
ſind geſtern nachmittag Bromberg auf 4 Kilometer uahe-
gerückt. Sie haben gegen 4 Uhr die erſte Stalion hinter
Bromberg, auf der Strecke Bromberg-Hohenſalza, Rohr-
bruch, eingenommen und ſtehen damit unmittelbar vor
Bromberg. Südlich von Nohrbruch ſteht deutſche Artillerie
und einige Verbände Jnfanterie. Es heſteht die Gefahr,
daß die deutſchen Heimatſchutztruppen durch die Polen ab

geſchnttten werden. Jm Laufe des Abends iſt unter offen
barem Bruch des Waffenſtillſtandsvertrages der Bahnhof
Nakel auf der Strecke Schneidemühl-Bromberg von

und beſetzt worden. Durch das Vorrücken der Polen bis
Rohrbruch und durch die Beſetzung von Nakel wird der
Kreis um Bromberg bedrohlich eng geſchloſſen. Die Stadt iſt
jetzt nur noch in der Richtung Danzig und Thorn frei.

Breslau, 15. Januar
Aus Gleiwitz wird eldet: Es ſprechen beſtimmte

Anhaltspunkte dafür, Polen Put'chzur Verhinderung der Wahl zur Nationalverſammlung unter
nehmen werden. Jn Polen werden Truppen zuſammengezogen,
die dazu beſtimmt ſind, der Pu ung den nötigen mili-
täriſchen Rückhalt zu geben.

Cichnowsky Rantzau Kautsky
Berlin, 15. Januar.

Wie die „Berl. N. N.“ von unterrichteter Scite hören, be
ſtätigt es ſich, daß Fürſt Lichnowsky die deutſche Friedens
delegation führen wird. Außer ihm werden in maßycebenden
Kreiſen als Angehörige dieſer Delegation noch Graf Brock
dorff-Rantzau, der devtſche Staatsekretär des Aus
wärtigen, und der ſozialiſtiſche Theoretiker Kautskv
nannt. Ferner dürfte noch die Mitarbeit des Grafen Arco r
Frage kommen.

Prozeß gegen den Mörder Jaurès
Paris, 15. Januar.

Der Prozeß Vilains, des Mörders von Jaurès, wurde
endgültig auf den 24. März feſtgeſetzt.

Die Verhandlungen mit den Unabhängigen
Verlin, 14. Januar.

Jn der Nachmittagsſitzung ves Zentralrats wurden die
Verhandlungen mit der Berliner Leitung der U. S. P. D., der
Verha ungskommiſſion der rev. Obleute und der Leitung der
Verliner S. B. D. fortgeſetzt. Die Vertreter der U. S. P.
hatten an erſter Stelle die Abſetzung der VolFsbegauf-
Kwagten und ihre Erſetzung durch weniger ſtark
kompromittierte Perſönlichkeiten verlangt. Aus
der Mitte des Zentralrates wurde zunächſt verlangt, daß man
ſich auf beſtimmte Forderungen einige. Aus der gegenwärtigen
Situation heraus handele es ſich dabei zunächſt um das
Folgende:

1. Die Regierung hat die Pflicht, mit allen
Mitteln dafür zu ſorgen, daß die am 19. Jannar
ſtattfindenden Wahlen zur geſetzlichen Natio-
nalverſammlung vor jeder Störung bewahrt
werden.

2. Die Regierung hat die Pflicht, mit allen Mitteln dafür
zu ſorgen, daß die uneingeſchränkte Preßfreiheit, eine der
hauptſächlichſten Errungenſchaften der Revolntion, im ganzen
Neiche ſicher geſtellt wird.

3. Die Regierung hat die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß ge
waltſamen Eingriffen in die Rechte und Freihgqiten
der Perſon und des Eigentums evtl. mit Gewalt ve-
gegnet wird und daß jeder Terrvr, ganz gleich von
welcher Seite er kommt, aus dem politiſchen
Kampfe verſchwindet; zu dieſem Zwecke iſt die Ent
waffnung der Zivilbevölkerung ſchleunigſt durchzuführen.

Die Vertreter der U. S. P. D. erklären ſich mit dieſen
3 Punkten einverſtanden, ausgenommen den letzten Satz zu 3,
der die ſchleunige Entwaffnung der Zivilbevölkerung durch
geführt haben will. Sie bemerkten jedoch ferner, daß es dar-
auf ankomme, wie die Wahſen zur Natipnalverſammlung ge
ſchützt würben. Auf die direkte Frage, ob ſie bereit ſeien, ge
waltſamen Störungen der Wahlen mit Gewalt begegnen zu
laſſen, erfolgte keine Antwort. Die Vertreter der U. S. P. D.
verlangten weiter, daß die Befetzung des Berliner Polizei
Präſidiums, das zu einer kommungſen Einrichtunr zu machen
ſei, nur mit Zuſtimmung der U. S. P. D. erfolgen dürfe, wobei
ſie ſich nicht an die Perſon Eiſchhorns klammern wollten. Hin-
gegen lehnten ſie ab, zurzeit in die Regierung einzutreten, um
gemeinſem mit Mehrheitsſozialiſten die Durchführung eines
noch feſtzuſetzenden Programms zu übernehmen.

Die Vertreter der Verliner Leitung der N. S. P. D. ver
ſicherten, daß ſie mit den Roriernunosſturzverſuchen Ledebours,
Liebknechts und Scholzes nichts zu tun hätten. Von den Ver-
tretern der revolutionären Obleute wurde eine rutſprechende
Erklärung nicht abgegeben.

Jn der Debatte wurde betont, daß die Frage der Befeßzung
des Berliner Polizei- Präſidiums nicht iſoliert erlebigt werden
könne, ſondern nur zuſammen mit den übrigen ſchwebenden
politiſchen Fragen Gegenſtand der Einieung ſein könne. Die
Verhandlungen wurden am Abend auf Mittwoch, den 15.Januarx,
vertagt.

80 jungen Polen mit einem Maſchinengewehr überrumpelt

Auf Störung ſteht Zuchthaus
Das deutſche Volk ſteht vor den Wahlen zur

ſammlung. Die Nationalverſammlung allein kann ung de
Frieden bringen, nur ſie kann die errungene Freiheit in e
neuen Verfaſſung verankern. unEs gilt, den ungeſtörten Verlauf der Wahlen zu ſPflicht eines jeden Deutſchen iſt es, hierbei zu helfen her

Die Wahffreiheit iſt jedem Volksgenoſſen durch das G
insbeſondere durch den S 107 des Reichs Strafgeſetzbuches
drücklich verbürgt. Nach dieſer Vorſchrift wird mit ch
Freiheitsſtrafe beſtraft, wer einen Deutſchen durch Gewalt
Drohung zu hindern ſucht, in Ausübung ſeiner ſtaatsh

eſeaut

urh

wird jeder Störung der Wahlhandlung mit Entſchiedenheit
gegentreten. Wer es unternimmt, die Wahlen zu ſtörenzu hindern, verſtößt aber nicht nur gegen Geſetz und Reg
verfündigt ſich vielmehr angeſichts der unſchätzbaren Güter

der Zukunft des Vaterlandes. n
Berlin, 14. Januar 1919.

Die Reichsregierung.

Ebert. Scheidemann.
Der Zentralrat.

Leinert. Cohen,

Die Waffenſtillſtandsverhandlungen
in Trier

Trier, 1B. Januar.
Die Verhandlungen zur Verlängerung des Waffenſtillſtandz

abkommens wurden heute vormittag in Trier im Salonwage
des Marſſhalls s durch eine Anſprache der Vorſitzenden der
beiderſeitigen ffenſtillſtandskommiſſionen eröffnet.

Die Anſprache des Vorſitzenden der deurſchen Waffenſtin,
ſtandskommiſſion, Staatsſekretär Erzberger, enthielt u. a. folgende
Gedanken: Das deutſche Volk will Friede n; die alliierten e
gierungen haben es anders gewollt, ſie ſprechen auch heute g
nicht von Frieden, ſondern nur von der Verlängerung d
Waffenſtillſtandes. Das deutſche Volk hat Waffenſtillſtande.
bedingungen bis zur Grenze der Möglichkeit erfüllt.
Wo die Bedingungen nicht eingehalten worden ſind, tragen

lich in der Frage der Abnahme des Verkehrsmaterialsz, Am
6. Januar wurden von den Alliierten übernommen: 1800 Lew.

wurden 4907 Lokomotiven und 106 523 Wagen, daher muß
eine Konventionalſtrafe deutſcherſeits abgelehnt und ein
weitere Verlängerung der Friſt für die Uebernahme des Ver,
kehrsmaterials gefordert werden. e g r iſt entſchloſſen,
die Verpflichtungen des Waffenſtillftandes loyal zu erfüllen, aber
die Alliierten haben ihrerſeits das Waffenſtillſtandsabkommen
ſyſtematiſch verletzt.

Beſatzungsbehörden in ElſaßLothringen. Alle Maßregeln der
verbündeten Regierungen in ElſaßLothringen beweiſen, daß
Frankreich darauf ausgeht, der Entſcheidung des Friedensver-

tieren, ohne daß das von Frankreich ſo oft und ſo laut ge
forderte Selbſtbeſtimmungsrecht auch nur im geringſten geachlet
wird.

Derſelbe Proteſt muß gegen das von der Entente ange
botene oder vielmehr aufgezwungene Finan z abkommen
erhoben werden, das Deutſchland der finanzie
ſchaftlichen. Diktatur der Entente ausliefert. Zun
Schluß lege ich der Entente drei Fragen vor.

Die erſte lautet: Wann werden Sie die Blockade auf
heben Die Ernährung Deutſchlands
Ernährung wird es zum großen Teile
innerpolitiſche Lage in Deutſchland ſi
deutſche Volk hat es ertragen, waffenlos zu werden, aber
es würde es nicht ertragen, brotlos zu ſein. Der Hunger
würde einen ſeeliſchen Zuſtand hervorrufen, defen
Folgen auch die Alliierten nicht twarne Sie! Auch Jhre Völker ſind nicht gefeit
gegen die Weltrevolution. Die zweite Frage Wird
die Entente jetzt bindende Verpflichtungen ausgeben über die
ſofortige Rückgabe der in ihren Händen befindlichen
deutſchen Kriegsgefangenen? Die Regelung der
Rückführung unſerer Kriegsgefangenen ſollte im Präliminar-
frieden erfolgen. So führt die Frage der Kriegsgefangenen
ur dritten und letzten Frage, die ich an die Entente zu richtenßabe: Wann werden wir in der Lage ſein, den

Präliminarfrieden zu ſchließen Mehr als ſechs
mal hat die deutſche Regierung verſucht, die Verhandlungen
über den Abſchluß des Nräliminarfriedens einzuleiten und es iſt
leine Antwort erfolgt. Der Gewalt des Siegers ſtelle ich das
ewige Recht des deutſchen Volkes gegenüber auf Recht und Fort
entwicklung. Dieſes Recht iſt heilig und unantaſtbar.

KFopyright 1918 by Philipp Reclam jun., Leipzig. Nachdruck verboten
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Gerd war in ſeine Kammer geſtürmt und hatte die
Tür hinter ſich zugeſchlagen. Er fürchtete das heiße
Clüverblut.

Malle blieb wie verſteinert auf dem Fleck ſtehen. Gleich
einem Meſſer waren ſeine Worte ihr durchs Herz gegangen.
Nie hätte ſie geglanbt, daß Worte ſo weh tun könnten. Der
einzige Menſch, der ſich ihr gütig erzeigt hatte, der einzige
Menſch, dem ſie Gutes wünſchte er fluchte der Stunde
da ſie in ſein Haus gekommen war! Oh, er hatte nicht
nötig, der Stunde zu fluchen. Wer gekommen iſt, kann auch
wieder gehen, für immer und unwiderruflich gehen. Sie
wollte nicht leben, wenn Gerd Clüver ihr fluchte.

Jn einem jähen Emporſchleudern der Arme löſte ſſch
ihre Verſteinerung. Sie begann zu lanfen. Faſt hätte ſie
Wöbke umgerannt, die haſtig am Gartenzaun daher-
humpelte. Auch Wöbke hatte Eva kommen ſehen.
„Dern! Dern!“ rief die alte Magd erſchrocken. „Du
ſiehſt ja aus, als hätt'ſt den leibhaftigen Dot begegnet!“

Ohne zu hören, rannte Malle weiter mit einem Blick,
der die Dinge vor ihren Augen nicht ſah. Sie rannte die
Ackerfurche entlang über den Wümmeſteg, den ſchmalen,
kaum erkenntlichen Pfad durch das hohe knoſpende Kraut,
durch jungen Birkenbuſch. vorüber an Geſches Richtfeuer
ſtelle, auf der die Törfe vom letzten Abend noch malt

35)

ſchwelten, vorüber an der einſamen Birke, unter der Hemmo
Clüver am letzten Abend ſeines Lebens geſtanden hatte
dorthin, wo die baum und ſtrauchloſe Fläche ſich breitete,
aus der das Schilf ſeine ſpiten Schwertha' e emporreckte,
wo das Flockengras wehte und falſche rote Beeren lockten
dorthin, wo die Erde Menſchen verſchlang.

Atemlos vom raſchen Lauf, blieb Malle am Rand

ſtehen. Auf den ſchon grau gewordenen Flockengräſern des
letzten Jahres lag ein blutroter Strahl der tiefſtehenden
Sonne, als ſtiege vom Grunde herauf das Blut derer, die
ermordet in das Schlammbett geſunken waren. Viele
mochten dort ſchlafen, blutig und unblutig. Jn Nebel-
nächten batte Geſche Wittkopp ſie heraufſteigen ſehen,
grimme Reiter in Trachten, die niemand mehr trug, mit
Schwertern von vergeſſenen Formen weiter kämpfend gegen
den Feind den das Moor mit ihnen zugleich verſchlungen
hatte verirrte Wanderer, Händler, braune Tatern,
Burſchen in der Kraft ihrer Jahre von Neßenbuhlern ver-
ſenkt. Auch Frauen ſchwebten im blaſſen Mondlicht empor
in langen Schleiern, verunglückt auf eiliger Flucht in vor-
geſchichtlichen Kriegen verlaſſene Dirnen, blaſſe Kinder-
chen im Arm und in verglaſten Augen das ungeſtillte Ver
langen noch dem nicht zu Ende gelebten Leben.

Mit den andern würde Maſſe ſich drehen im Geſvenſter-
reigen, ewig gebannt an den Sumpf. Sie fürchtete ſich
nicht davor. Sie liebte die ſchweigſame, rätſelhafte Wüſte
des Moores, in der ſie jedes Pflänzchen kannte, jede Licht-
wirkung im bunten Abendhimmel.

Noch einen Blick warf ſie zurück nach Gerd Clüvers
Strohdach. Dann hob ſie den Fuß zum Schritt ins
Bodenloſe.

Da bannte ſie ein Gedanke. Ganz zeinſam ſtand Gerd
Elüver inmitten einer Schar von tückiſchen und gewiſſen-
loſen Feinden. Und Wöbkes Augen waren nicht hell genug,
um die Gefahr für ihn von weitem zu erſpähen, und ihre
Füße nicht flink genng, zu ſeinem Schutz zu laufen. Er
mußte jemand haben, der wie ein treuer Hund ihn heimlich
bewachte. ihn behütete vor dem Haß der Fünfhauſener, und
vor den Netzen der ſchönen Eva, die geſährlich war wie das
Moor ſelbſt.

Wenn ſie, Malle, jetzt von ihm ging, dann würde er
bald mit ihr den Schattenreigen tanzen über dem Sumpf.
Und er ſollte doch leben im Sonnenlicht! Ein ſtarkes, langes,
glückliches Leben!

Malle ließ ſich in das hohe Kraut niederſinken. Die
furchtbare Ueberſpannung ihrer Seele löſte ſich in einem
Strom von Tränen.

Die Sonne war geſnunken, weiße Nebelſchwaden ſtiegen
auf, bedeckten bis zu halber Manneshöhe den Erdboden. Jn
dieſen weißen Schwaden, wie in einem milchigen See,
ſchwamm Geſches Häuschen, während in ſeinen winzigen
Scheiben in feurigem Glaſt noch das letzte Abendrot ſich
ſpiegelte. Wie eine rettende Arche auf den Wogen der Sünd-
flut erſchien es der von bibliſchen Bildern erfüllten Phan
taſie Malles. Sie ſah in der Flettür die Alte ſelber ſtehen.
Als unklug galt ſie den Klinkerbergern. Aber ſie war ein
Menſch. Und im Grauen ihrer Verlaſſenheit lief Malle

mit weiten Schritten auf ſie zu.
„Geſche! Mudder Geſche!“ Es war ein Hilferuf.
Die alte Frau ſchien nicht verwundert.
„Biſt du das, Malle mein lüttje Dern? Willſt zu

Mudder Geſche? Denn komm man, komm.“
Sie faßte die Hand der Dirne, zog ſie über die Schwelle

Das Hänschen war klein und ſchfief und hatte nur einen
einzigen Raum, in dem Mutter Geſches Ziege ihre Hühner,
ihre zahmen Ringelnattern, ihr Wandbett, der Keſſel ſiber
dem Freuerloch, die Schüſſeln auf dem Wandbort, Spinnrad
und Schaufeln und gar verſchiedenartiges Gerät ſich mitein-
ander vertrugen nicht ſanber geputzt und in ſtraffer Ord
nung aufgereiht, wie in Wöbkes Reich im Clüverhof, ſon
dern mit einer reichlichen Schicht von Ruß und Staub über
zogen und über jeden Zoll des Eſtrichs durcheinander ge
ſtreut und gewürfelt.

Mutter Geſche rückte aus dem Wuſt einen Schemel
neben die Torfglut, ſchob vorſorglich einige Ringelnattern,
die ſich am Herdbrand wärmten, aus dem Bereich von Malles
Holzſchuhen, ſetzte ſich ſelbſt in den Strohſeſſel mit den zer
riſſenen blaugewürfelten Kiſſen und ſagte, indem ſie Malles
Hand ſtreichelte:

„Mein Döchting, nu ſprich dich aus. Sprich dich das
ſwere Herz leicht.“

(Fortſetzung folgt.)

lichen Rechte zu wählen oder zu ſtimmen. Die Reden

durch die Nationalverſammlung geſchützt werden follen, auch di

unſere Gegner faſt ausſchlie lich die Verantwortumng, ſo nament,

motiven und 63 304 Wagen, zur Uebernahme vorgeführt aber

Mit Entrüſtung erfüllt uns das Vorgehen der franzöſiſchen

trages vorzugreifen und Elſaß-Lothringen zu annek-

en und wird
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halle und Umgebung
Halle, 16 Zanuar

Partei
und Sozialdemokratie

e näher der Wahltag heranrückt, deſto veinlicher
zen den Ortsgruppen der Demokratiſchen Par

u die Tatſachen, daß dieſe Partei in den Räumen des
Tageblatts gegründet wurde und deſſen Chef-

pemokratiſche

ei.,
en Theodore Wolff der geiſtige Vater der Partei iſt.

Stegierut fonnte zweifellos nicht ohne nachteilige Folgen für das
ſnerit Den der Partei im Lande wohlgemerkt: nicht in

n bleiben. Denn der Demokratiſchen Partei ſind,
dGun W ſie als erſte politiſche Neugründung nach der Revolution

en, auch den Plan trat und ſich als Vertreterin des Bürgertums
zaab, zahlveiche gut nationalgeſinnte Männer und

nen beigetreten, von denen auch ſpäter ein Teil in der
ei blieb, als deren eigentliche Tendenzen weiteren
breſen bekannt wurden. Dieſe Männer und Frauen blieben

der ausgeſprochenen Abſicht in der Partei, um gegen
ſer den internationalen Tendenzen ein nationales Gegen
wicht zu bilden. Der eigentliche Geiſt der Partei iſt
uernational-ſozialiſtiſch-großkapitaliſtiſch, und die Partei

ngen s ſolche fühlt ſich nicht als bürgerliche Partei. Das haben
den Vortfübrer des öfteren ausgeſprochen.

Wenn nun der Halleſche Ortsverein der Demokratiſchen
Januar. grtei dieſe ganz offenkundigen Tatſachen zu verdecken
inſtand ſt, ſo wird er dazu zweifellos von der Angſt getrieben,
ten könnten ihm die deutſchnational geſinnten Mitglieder

en der ch in letzter Stunde den Rücken kehren. Recht abwegig iſt
W tn Äbe Frage des hieſigen Organs der Partei, der „Saale-
a. folgende Nitrng“, ob wir einigen namentlich aufgeführten Mit-

liierten e. Nſtedern der Demokratiſchen Partei deutſches National
heute noch Naghl abſprechen wollten. Wir haben ja ausdrücklich her

i ds hergehoben, daß ein Teil gut deutſcher Männer und
er r rauen in der Demokratiſchen Partei verblieben iſt. Bei
id, n herrn Profeſſor Abderhalden geſtatten wir uns den Hin
ſo namen Nreis auf deſſen ſchweizeriſche Nationalität. Wenn die
rials. An eſge Demokratiſche Partei imſeren Nachweis der inter
1800 Lew. Nutionalen und ſozialiſtiſchen Tendenzen innerhalb der Ge

führt aber rtei als „infame Art“ bezeichnet, ſo bringt ſie damit
e er zum Ausdruck, daß ihr angeſichts der Wablen die

des Nenſſtehungsgeſchichte der Partei außerordentlich peinlich iſt,
entſchloſcn Äic ſie aber andererſeits durch ſolche Polemik gerade be-
füllen, aber weiſt, was ſie ebenfalls verdecken wollte, nämlich ihre

mere Verwandtſchaft mit der Sozialdemokratie, die ſo
weit geht, daß ſie ſich ſelbſt auf den Ton der Polemik

vanzöſiſchen Nftreckt.

n der wenn die hieſige Demokratiſche Partei welter erklärt,
riedensver e trenne ſie von der Sozialdemokratie eine Kluft der Welt
annet. Änſhaunng, ſo wird ſie doch wohl auch die Bemühnmgen der
ſo laut ge ren Direktor Zell und Profeſſor Wernike auf ein Zu
en geachte Nſemmengehen der Demok-atiſchen Partei mit den Mehr

jeitsſozialiſten bei den Wahlen auf das Schärfſte ver
r teilen. Leider iſt ſolch ein Proteſt öffentlich nicht bekannt
und orden. Nach den Verhandlungen in einer Soldaten

ert. Zun I etzung ſollen dem Soldatenratsmitoliede Hießling von
hürgerlicher Seite ſogar 75 000 bis 190 000 Mark ange-

de auf Pboten worden ſein, wenn er dafür ſorgte, daß die Regie
s ver Pnmesſozialiſten mit den Bürgerlichen zuſammengehen.
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dies Angebot haben, wie das hieſige Pegiermmasoroan, das
wſfablatt“, mitteilt, die Herren Zell und Wernike ver
ittekt. Es wäre doch wünſchenswert, daß die Demo
fratiſche Partei dagegen entſchieden proteſtierte, damit ihre
etenerung. es trenne ſie von der Sozialdemokratie eine
Kluft der Weltanſcharrung, nicht gar ſo hohl klinge.

t die Deutſche demokratiſche Partei
eine Volks Partei?

In der letzten Zeit fällt es auf, daß die Deutſche demo
batiſche Partei, ſobald ſie ſich der Deutſchnationalen Volks
pariei liebevoll annimmt was nicht allzu ſelten geſchieht

s ſeh in den Wählermaſſen dadurch Zweifel zu erregen verſucht, ob

ndlungen I ätgenannie Partei auch wirklich eine Volkspartei ſei, daß
nd es iſt e Volk oder Volkspartei in Anführungszeichen wiedergibt.

e d zwar gehört ſolches in das Kapitel der kleinlichen und unehr
o Vor Wien Kampfmittel und man könnte lächelnd darüber zur Tages

adnung übergehen. Jmmerhin halten wir es jedoch für ge
geh boten, einmal öffentlich die Frage aufzuwerfen, ob denn eine
e P Fertei der: Th. Wolf, Chefredakteur des Berliner Tageblattes,

einem P Etuatsſekretär a. D. Dernburg, Gothein, Wiemer und der über
fäegen wiegende Teil Berlin W's, die Hintermänner der Frankfurter
n r Zeitung uſw., Ziel und Richtung geben, ſich etwa mit

n Eee, größerem Rechte als deutſche und demokratiſche be
inzigen zeichnen kann, als das in Wirklichkeit bei der Deutſchnationalen
bot ſich I Lolkspartei der Fall iſt? Eine erſchöpfende Antwort würde
Sünd- ſehr weſentlich zur Klärung der Verhältniſſe beitragen. Es
Phan P wird daher um Aufklärung gebeten.
ſtehen.

ar ein Deutſchnationale Volkspartei
Male J Jn den GermanigSälen ſprachen am Dienstag die Kandi

daten für die preußiſche und deutſche Nationalverſammlung
Kektor HerrmannFriedersdorf und Dr. Carlsſon.
Rektor Herrmann verbreitete ſich unter großem Beifall über das

ſt zu J Wema: Revolution und Beamtenſchaft und wies
in ſeinen ſachlichen Ausführungen nach, wie durch die Um

welle u gerae der Beamte am ſchwerſten leiden wird und
inen muß. Die hohen Lohnforderungen der Arbeiter, die ein

er algemeines Angziehen der Preiſe in ſteigendem e ver
ihner. J rrſachen werden, müſſen auch zu neuen Forderungen Be

anten führen, die aber aus Mangel an Mitteln bei der gänz
lichen Verarmung unſeres Staates auf die Dauer
micht mehr erfüllt werden können. Die immer weiter vorwärts
ſdreitende Entwertung unſeres Geldes wird auch die el
ſein, daß wir Lebensmittel nur zu enormen Preiſen ins La
bekommen werden, die der Beamte bei ſeinem künftigen Gehalt
nicht wird bezahlen können. Durch die jedes Maß überſteigen

Lohnforderungen verſiegen nach und alle Ein
rahmequellen des Staates. Redner zeigte an der Eiſen
bahn, unſerer bisherigen beſten Einnahmequelle, wie die Lohn

rungen in ſchreiendem Mißverhältniſſe zu dem Werte der
ben ſtehen. Das muß zum BVankrott führen. An Heer und
ule wies der Vortragende ferner nach, wie die unſinnigen
derungen der Beamten und Arbeiter oft ſelbſt die Ein

uahmequellen verſtopfen, aus denen ihre Zuwendungen fließen.
wird das Milizheer koſtſpieliger werden als unſer

dellsheer, die Staatsſchule den Staatsſäckel erheblich mehr be
als unſere jetzigen Gemeindeſchulen. Muß aber derder durch den Friedensſchluß noch ſeine wertvollſten

r

Pervingen verlieren wird, für obige größere Aufwendun machen, dann können für die Beamten nicht die t

bereitgeſtell: werden, die zu ihrer ausreichenden Entlohnung
notwendig ſind. Dasſelbe gilt von der Einheitsſchule, die dem
Staate gewaltige Laſten auferlegen wird, für die Deckung
ſchwerlich zu finden iſt. Der Redner wurde oft durch ſtür
miſche Zuſtimmungen unterbrochen und erntete für
ſeine packenden Ausführungen am Schluſſe ſich immer wieder
erneuernden Beifall.

Sozialſekretär Dr. Carls.ſon- Halle ſprach danach über
„Sozialpolitik im neuen Deutſchland“. Am
Schluſſe dankte dem Redner lebhafter Beifall für ſeine feinen,
von echter ſozialer Geſinnung getragenen Ausführungen. Eine
lebhafte Ausſprache mußte wegen der vorgerückten Zeit dann
abgebrochen werden. Die beiden Redner fanden durchweg die
Zuſtimmung der Verſammlung. Der große Raum der Ger-
maniaſäle war bis auf den letzten Platz gefüllt.

Kriegsfreiwillige, wahrt ener Wahlrecht!
Kriegsfreiwillige, die ſich zur Verwendung außerhalb des

Ortes, in dem ſie in die Wählerliſte eingetragen ſind, zur Ver
fügung ſtellen und noch vor dem Wahltage in einen anderenOrt abkommandiert werden, können ſich Fie Ausübung ihres

Wahlrechts nur dadurch ſichern, daß ſie ſich vor dem Wechſel
ihres Aufenthaltsorts von der Gemeindebehörde, in deren
Wählerliſte ſie eingetragen ſind, aus der Liſte löſchen und dar
über eine Beſcheinigung ausſtellen laſſen. Auf Grund dieſer
Beſcheinigung können ſie ſich bis zum Wahltage von der
Gemeindebehörde ihres neuen Aufenthaltsortes in die Wähſer-
liſte eintragen laſſen und dort das Wahlrecht ausüben. S 6 der
Wahlordnung ſagt ausdrücklich „Verlegt ein Wahlberechtigter
ſeinen Wohnſitz nach einem anderen Stimmbezirke, ſo iſt er
berechtigt, ſich nach Löſchung ſeines Namens in der Wählerliſte
ſeines bisherigen Stimmbezirkes auf Grund einer hierüber
von der Gemeindebehörde auszuſtellenden Beſcheinigung im
Stimmbezirk ſeines neuen Wohnſitzes nachträglich in
Wählerliſte aufnehmen zu laſſen.
h ſollte es berſäumen, ſich die Ausng

die

des Wahlrechts im neuen Aufenthaltsorte auf dieſe

Kriegskamergden!
Mit dem Schlagwort

„Die Armee ſteht hinter der Regierung
Eberk“

geht die Sozialdemokrakie auf den Skimmenfang in
unſeren Kreiſen.
herein.

„Unker Wahrung der eigenen, polifiſchen Ueber
zeugung haben ſich Feld marſchall Hindenburg
und Kriegsminiſter Schenuch

bis zur Neuordnung
der Regierung Eberk- Scheidemann zur Verfügung ge
ſtellt, um die Gefahren der Hungersnok, Anarchie und
Fremdherrſchaft zu bannen.

Die NVakionalverſammlung
bringk dieſe Neuordnung, alſo ſeid ihr frei bei enrer
Sfimmenabgabe und durch nichks gebunden.

Wer wahrhaft deutſch und nakional denkk, wähit
nur die Liſte der

Deutſchnationalen Volkspartei

1. Sfaaktsminiſter a. D. Arkhur Graf Poſa-
dowsky-Wehner in Naumburg a. S.,

2. Landwirk Richard Seibicke in Burkersroda
Kreis Eckarksberga,

3. Sozialſekrekär Dr. phil. Wilhelm Carlſſon in
Halle a. S.,

4. Bildhauerin Eliſabeth Roediger-Wächkler
in Halle a. S.,

5. u D. Robert Paſche in Dieskau, Saal-
reis,

6. Telegraphenbauführer Franz Puhlmann in
Eisleben,

7. Schuhmacher Obermeiſter Bernhard Arndk in
Halle a. S.,

8. Lehrer Fritz Kruſekopp in Lekkin a. S.,
9. Prakk. Arzk Dr. med. Olko Skan ze in Rieſtedt,

Kreis Sangerhauſen.

Weiſe zu erhalten. Dasſelbe gilt natürlich auch für Zivil-
perſonen, die aus irgend einem Grunde ihren Aufenthaltsort,
in dem ſie in der Wählerliſte eingetragen ſind, bis zur Wahl
wechſeln. Auch ſie müſſen für in ihres Namens aus der
Wählerliſte ihres alten Aufenthaltsorts Sorge tragen. Denn
das Wahlgeſ-häft iſt am 19. Januar die vornehmſte Pflicht
eines jeden deutſchen Bürgers.

Es ſei noch beſonders darauf hingewieſen, daß Anträge
auf Eintragung in die Wählerliſte des neuen Aufenthaltésorts
auf Grund der oben erwähnten Beſcheinigung über die Löſchung
in der Wählerliſte des früheren Aufenthaltsorts a u nach
Ablauf der Auslegungsfriſt und nach Schluß
der Wählerliſte bis zum Wahltage geſtellt
werden können.

DentſchOeſterreicher und Nationalverſammlung
ur Ergängung des deutſchen Reichswahlgeſetzes vom

30. November 1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 1345) wird folgendes
angeordnet:

g 1. Die Angehörigen der deutſchöerreichiſchen Republik,
die am 19. Januar 1019 das 20. Lebensjahr vollendet haben
und nicht bei entſprechender Anwendung von 4 des Reichs
wahlgeſeses vom Wahlrecht ausgeſchloſſen ſind, haben das Recht,
an den Wahlen zur verfaſſunggebenden deutſchen Nationalver-
ſammlung in der Gemeinde teilzunehmen, in der ſie innerhalb
des Deutſchen Reiches ihren Wohnſitz haben.

8 2. Das Wahlrecht kann auf Grund einer Beſcheinigung
ausgeübt werden, die von einer in Deutſchland befindlichen
diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertretungsbehörde Deutſch

Glanbk ihr nicht, fallk nichk darauf

Oeſterreichs oder OeſterreichUngarns mit folgendem Jnhahf
ausgeſtellt wird:

Beſcheinigung.
Dem (Vor- und Zuname)

geboren am EStand oder Gewerbed
wohnhaft in wird zwecks Ausübung derWahl zur verfaſſunggebenden deutſchen Nationalverſammlung
hiermit beſcheinigt, daß er ein Angehöriger der deutſchöſter-
reichiſchen Republik iſt und keine Umſtände bekannt ſind, wonach
er bei entſprechender Anwendung des S 4 des deutſchen Wahl
geſetzes vom 30. November 1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 1345) vom
Wahlrecht ausgeſchloſſen ſein könnte.

9

(Dienſtſiegel.) (Bezeichnung der deutſchöſterreichiſchen

oder n Geſandt-ſchafts- oder Konſularbehörde.)
(Unterſchrift.)

s 8. 10 Abſ. 1 des Reichswahlgeſetzes findet auf die An
gehörigen der deutſchöſterreichiſchen Republik keine Anwendung.

S 4. Der Wahlvorſteher oder ſein Stellvertreter hat dem
Wähler die Beſcheinigung vor der Ausübung des Wahlrechts ab-
S Die Beſcheinigungen werden dem Wahlprotokoll

igefügt; ihre Zahl wird in dem Abſchnitt des Wahlprotokolls
über die Zählung der Wahlumſchläge vermerkt.

S 65. Die Verordnung hat Geſetzeskraft und tritt mit ſhrer
Verkündung in Kraft.

Berlin, den 7. Januar 1919.
Der Rat der Volksbeauftragten.

Ebert. Scheidemann.
Der Staatsſekretär des Jnnern

Dr. Preuß.

Kohlenbezugsſcheine. Der Magiſtrat verordnet: Alle vor
dem 1. Oktober 1918 ausgeſtellten und bis jetzt noch nicht oder
nur zum Teil belieferten Kohlenbezugſcheine über Brennſtoffe
aller Arr für Gewerbebetriebe, Geſchäfte, Behörden, Anſtalten
und Zentralheizungen in Privathäuſern verlieren mit dem 17.
d. M. ihre Gültigkeit. Den Kohlenhändlern, Genoſſenſchaften,
Kohlenbezugsvereinigungen iſt verboten auf ſolche Kohlenbeaug-
ſcheine nach dem 17. d. M. Brennſtoffe zu liefern. Den Ver
brauchern, die noch im Beſitz ſolcher Kohlenbezugſcheine ſind, iſt
verboten, hierauf Brennſtoffe ſich liefern zu laſſen. Händler,
Bezugsvereinigungen, Genoſſenſchaften und Verbraucher wer-
den aufgefordert, die vorgenannten Kohlenbezugſcheine bis zum
28. d. M. an die Ortskohlenſtelle abzugeben. Wer den vor-
ſtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis
bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mk. oder
mit einer dieſer Strafen beſtraft. Ferner kann auf Einziehung
der Brennſtoffe erkannt werden, auf die ſich die Zuwiderhand-
z begzieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder

icht.
Lehrerverſammlung. Die beiden letzten Verſammlungen

der Lehrer der höhren Anſtalten Halles beſchäftigten ſich mit den
Parteiprogrammen der verſchiedenen politiſchen Parteien
Direktor Schmidt konnte mitteilen, daß zu dem bekannten
Proteſt der Hallenſer Schulen gegen den Erlaß über den
Religionsunterricht noch weitere Zuſtimmungen und Kund-
bungen aus Seehauſen und Mühlhauſen eingelaufen ſeien.

Studienaſſeſſor Sell heim verglich und entwickelte die Pro
gramme der deutſchnationalen und deutſch demokratiſchen Parrei
nach den Geſiſchtspunkten: Monarchie und Republik, Frauen
frage, Kirche und Schule, Finanzen und Steuern, Sozialifierung,
ſoziale Fürſorge, Mittelſtand, Landwirtſchaft, Beamten und
Militärperſonen, Abrüſtung. An die einzelnen Punkte ſchl
ſich eine z. T. ſehr lebhafte Ausſprache. Studienaſſeſſor Ha a
ſprach über das Erfurter Programm und ſtellte feſt, daß es in
der Gegenwart von beiden a Parteien auf
gegeben fei, dadurch, daß die Mehrheitsſozialiſten die Unmög-
lichkeit einer ſofortigen Sozialiſierung in der Praxis erkannt
hätten, die Unabhängigen dagegen gar keine Demokratie, ſon
dern eine Diktatur erſtreben. Jm Erfurter Programm iſt ein
verkappter Atheismus enthalten. Von verſchiedenen Seiten
wurde gewünſcht, daß der Parteikampf in ſachlicher Weiſe ge
führt werden möhte. Das Bürgertum braucht Einigung, aber
nicht Trennung. Es iſt keine Frage, daß die beiden Verſamm-
lungen der gegenſeitigen Verſtändigung gedient haben.

Der Verein zur Bekämpfung der Tuberkuloſe in Halle
teilt uns mit, daß er ärztliche Sprechſtunden für den
Mittelſtand eingerichtet hat. Anmeldung in der Sprech-
ſtunde der Schweſtern täglich von 3-4 Uhr (Salzgrafenſtr. 1).
Der Verein hofft, daß dieſe Einrichtung recht reichlich benutzt
wird. Für die Mittelſtandsangehörigen kommt ebenſo wie für
die ſonſtigen Pfleglinge der Fürſorgeſtelle in Frage: ärztliche
Unterſuchung und Beratung (nicht Behandlung), Beihilfen zur
Durchführung von Heilanſtaltskuren für Erwachſene und Kin
der, ſonſtige Beihilfen bei Erkrankungsfällen an Tuberkuloſe,
Wohnungsbeſuche durch die Schweſtern. Nach Möglichkeit iſt
eine Ueberweiſung durch den Hausarzt mitzubringen. Als
Mittelſtandsangehörige in dieſem Sinne werden alle emg
betrachtet, deren Ernährer Beiträge an die Reichsverſicherungs-
anſtalt für Angeſtellte zahlen oder ſolche, die dieſen gleich zu
erachten ſind.

Vortrag. Das Thema, über das Profeſſor v. Drigalski
am Donnerstag, dem 16. Januar, abends um 8 Uhr, in den
Thaliaſälen ſprechen wird, heißt: „Zur inneren Erneuerung
der politiſchen Parteien“. Die beiden vorangehenden Redner
werden ebenfalls ſehr intereſſieren, ſo daß es ſich empfiehlt,
rechtzeitig zu erſcheinen.

Aus der Domgemeinde. Donnerstag, den 16. d. M.,
abends 835 Uhr verſammelt ſich der Calwin- Verein zu einem
zwangloſen Beiſammenſein im Domgemeindehauſe Kl. Klaus-
ſtraße 12. Alle männlichen Mitglieder der Domgemeinde, auch
Gäſte, ſind herzlich willkommen.

Die Rohbaumaurerarbeiten zum Neuban der Volksſchule
in Trotha auf dem Krähenberge kommen demnächſt zur Ver-
gebung. Nähere Auskunft erteilt das ftädtiſche Hochbauamt,
Rathausſtraße 6.

Kothe- Abend. Getreu dem Grundſatz: Wer vieles bringt,
wird manchem etwas bringen, hatte Robert Kothe für ſeinen
Sonatenabend am Dienstag eine Reihe gehaltvoller ernſter Ge
ſänge und feiner lyriſcher Lieder mit mehreren Scherz und
heiteren Geſellenliedern zu einer Vortragsfolge zuſammen
geſtellt. Unterſtützt durch meiſterhafte Begleitung, trug
packend Mimik, die beſonders bei einigen Scherzliedern, u. a.
bei dem ſpaßigen: Jch wollt' ein Weible nehma zur Gel-
tung kam, nicht wenig dazu bei, daß die Verbindung zwiſchen
Künſtler und Zuhörern, die den Saal bis auf den letzten Platz
füllten, bald hergeſtellt war. Sei es ein derb fröhliches Ab
ſchiedsliced wandernder Geſellen oder das feinempfundene
Abendlied: Zwiſchen Abend und Nacht, ſtets wußte Kothe die
richtige Vortragsweiſe zu finden. Leider aber immer mit ſo
kurzer Pauſe, daß ein eben geſungenes Marienlied noch nach
klang, während bereits ein neues Spottlied zum Vortrag ge
langte. Nach Schluß der diesmaligen 15. Folge machte niemand
Anſtalten zu gehen in der ſicheren Hoffnung auf einige u
gaben. Wußte man doch von früher her, daß ſie nicht getäuſcht
werden würde. Und ſo ſchenkte Kothe ſeinen Zuhörern noch das
prächtige Sonne und Regen und den von Eberſtein“.
Wenn mir Kothe auch etwas alt geworden zu ſein ſcheint, ſeine
jungfriſche Stimme hat er behalten; als Alterserſcheinung kann
er aber das eine verbuchen: die Wärme ſeines akkordſchönen
Spiels ſcheint immer beſſer geworden zu ſein, glühend oft, wie
ein Wein, den das Alter duftiger und beſſer macht.

2othar Heberern
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Provinz Sachſen
Aus der Deutſchnationalen Volkspartei

Januar

Die ſei a V87 öffenrrtl iche t
Kammradt leitete die Ve

anweſenden Ge di
machten,

in den neuen
e e m et eg irtſchaft gemachten Fe

ie in iegswi nwortlich wies der Vorſitzende zurück und erteilte ſodann Dr.
Kaufhold Berlin das Wort zu ſeinem Vortrage. Der Redner er
örterte u. a. die Schuldfr e am Kriege, die nicht einzelnen Per
ſonen zuzuſchreiben iſt. Ein großer Fehler war es, daß wir die
Bismarckſche Politik verließen und uns um den Balkan
kümmerten, der nach Bismarcks Ausſ nicht die Knochen
eines pommerſchen Grenadiers wert iſt. Jetzt heißt es, zur
Nationalverſammlung zu wählen. Wahlrecht bedeutet
Wahlpflicht. Bezüglich der Staatsverfaſſung hat die Naxio-
nalverſammlung die wichtige Entſcheidung zu treffen: Republik
oder Monarchie. Wird erſtere beſchloſſen, ſo werden die Konſer-
vativen t t weiterarbeiten an dem Wiederaufbau des Vater
landes. Die Kriegswirtſchaft in ihrer jetzigen Form muß auf
hören. Die Deutſchnationale Volkspartei vertritt die Jntereſſen
des ganzen Volkes. Die Wiederwahl unſeres bisherigen, jetzt an
erſter Stelle auf der Liſte ſtehenden Vertreters Martin Schiele
Schollene iſt ſicher. Mit der Mahnung, vollzählig ſich an der
Wahl zu beteiligen, ſchloß der Redner ſeinen mit Berfall auf
genommenen Vortrag

Politiſche Vergewaltigung
Erfurt, 14. Januar.

Hier haben Spartakusunruhen begonnen. Die Demon-
ſtranten bildeten einen großen Zug, beſetzten das Wahlbüro der
Deutſchnationalen Volkspartei und warfen aus
deren Wahlbüros Flugſchriften auf die Straße und verbrannten
ſie. Der „Erfurter Allgemeine Anzeiger“ iſt von
Spartakiſten beſetzt worden. Die Demonſtrakionen
dauern fort.

Gotha, 14. Januar.
Die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei ſetzte hier einen

gegen die Regierung Ebert Scheidemann gerichteten Sym
pathieſtreik ins Werk. Ein großer Demonſtrationszug, dem
ſich auch Teile des Militärs angeſchloſſen hatten, zog vor die Ge
bäude der bürgerlichen Zeitungen und verhinderte die
Ausgabe von Tagesbkättern, wobei das Betriebsmaterial
teilweiſe in Unordnung gebracht wurde. Nach einer Demon-
ſtrationsverſammlung auf dem Hauptmarlt kraf ein Zug der
Demonſtranten bald nach 11 Uhr vor dem Druckereigebäude der
Firma Friedrich Andregas Perthes A.-G. ein und ver-
langte durch ſtürmiſche Zurufe von der Straße aus die ſofortige
Einſtellung der Arbeit. Die Führer begaben ſich in das Kontor
der Druckerei, woſelbſt Direktor Klotz und Schriftleiter Bittner
anweſend waren. Sie forderten: I. daß der Betrieb für den
Sonnabend alsbald eingeſtellt werde, 2. Herausgabe der zurzeit
in der Druckerei befindlichen Flugblätter, 3. eine Erklärung über
die Haltung der Zeitung bis zur Wahl der Nationalverſamm-
klung, und zwar durch einen bevollmächtigten Vertreter derſelben
vor der den Hof der Druckerei füllenden Menge. Direktor Klotz
ging mit einem Vertreter des Arbeiterrates in die Druckereiſäle,
wo dieſer das Perſonal aufforderte, mit in den Sympathieſtreik
einzutreten. Direktor Klotz ſtelle dem Perſonal anheim, ſich zu
entſcheiden, ohne irgend einen Nachteil dadurch befürchten zu
müſſen. Darauf wurde der Betrieb eingeſtellt; die am Sonn-
abend fällige „Gothaiſche Zeitung“ ſowie das von der
Regierung der Volksbeguftragten ſelbſt herausgegebene Re
gierungsblatt konnten daher nicht erſcheinen. Die zur
Beilagge der Nummer der „Gothaiſchen Zeitung“ beſtimmten
Flugblätter wurden ausgeliefert und un den Demonſtranten in
der Mariengaſſe verbrannt.
melten Menge erklärte ein Mitglied des Arbeiterrats, daß ge
mäß den vorhergegangenen Verhandlungen der verantwortliche
Schriftleiter der „Gothaiſchen Zeitung“ gezwungen eine Er-
hlärung abgeben würde. Schriftleiter Bittner gab darauf folgende Erklärung ab: „Jch erkläre, daß die Frik ung weiter

wahrheits gemäß berichten wird, ohne Winkelzüge,
ohne Anſehen der Parkei.“ Darauf forderten die Führer die

auf, das Grundſtück zu verlaſſen, was auch Iangſam
geſchah.

Teuchern, 14. Jan. (Die von der Beamtenver-
einigung) einberufene Verſammlung war von etwa 100 Be-.
amten beſucht. Es wurde der Anſchluß an den Deutſchen Be-
amtenbund bekanntgegeben. Die Zeitſchrift dieſes Bundes, die
jeden Monat zweimal erſcheinende „Gemeinſchaft“, wird ſtändig
in Bertholds Reſtauration ausliegen. Nach längerer Ausſprache
wurde folgende Entſchließung einſtimmig argenommen: Die
Beamtenvereinigung von Teuchern und Umgegend ſieht in der
Bildung einer beſonderen Peamten-, Angeſtellten- und Mittel-
ſtandspartei eine Zerſplitternung und Verwirrung der Beamten
ſchaft. Sie ſucht vielmehr in Uebereinſtimmung mit den vom
Deutſchen Beamtenbunde gegebenen Richtlinien für die Grün-
dung von Ortskartellen des deutſchen Beamtenbundes auf dem
Standpunkt, daß es für die Beamtenſchaft am vorteilhafteſten
iſt, wenn Vertreter derſelben in allen Richtungen vorhanden
ſind. Sie verwirft daher auch den Gedanken, alle ihre Müſ-
glieder auf eine der beſtehenden politiſchen Parteien zu ver-
vflichten.
Mitgliedern zur Pflicht, mit den wahlberechtigten Familien-
mitgliedern beſtimmt vom Wahlrecht Gebrauch zu machen. Da
die bürgerlichen Parteien im Wahlkreiſe Merſeburg in ihrer
Kandidatenliſte zur deutſchen Nationalverſammlung Vertreter
der Beamtenſchaft an ausſichtsreicher Stelle aufgenommen haben,
empfiehlt die Beamtenvereinigung Teuchern und Umgegend ihren
Mitgliedern die Stimme bei der Wahl einer dieſer Parteien zu
geben. Eine für den Hilfsbund vertriebener Elſäſſer ver
anſtaltete Sammlung ergab den Betrag von 64 M. Zu den
hier angeregten Buchführungskurſen ſind 59 Anmeldungen ein
gegagen, ſo daß zwei Kurſe nebeneinanderlaufend abgehalten
werden ſollen. Die Einrichtung iſt den Rektoren Langerkamp
und Neumann übertragen worden.

Beeſenlaublingen, 12. Jan. (Der Parochialverein),
der in dieſem Jahre ſein fünfundzwanzigjähriges Beſtehen
feiern wird, ſoll von jetzt ab den Namen Deutſch-evangeliſcherVerein führen. Die Verſammlungen ſind immer hirdg be
ſucht, hochintereſſant und lehrvreich,

bereits ſeit dem 8. Januar 1918

Der im Fabrikhofe angeſam,

Die Beamtenvereinigung Teuchern macht es ihren

n. Bernburg, 24. Jan. Der Semeinderat i
wieder verhandlungsfähig Zum erſten Male nach435 war er geſtern in dem erſten anberaumten Sitzu
termin beſchlußfähig. Bisher mußte immer erſt eine ite
i anberaumt weroen, die dann nach der Gemeindeorbnung
ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen Beſchlüſſe faſſen
konnte. Entſprochen wurde einem Geſuch des Theaterdireklors
Tewis um Ueberlaſſung des Stadttheaters für
Opern, Operetten und Schauſpielvorſtellungen unter Bewilli
gung einer monatlichen Subvention von 1500 Mk. für mindeſtens
15 Vorſtellungen. Bei der Kohlennot unſeres Gaswerks heute
iſt wieder die vollſtändige Gasſperre eingetreten haben vir
ſchon ſeit langem keine Straßenbeleuchtung mehr. Man wollte
geh auf dem Wege von der Waldauer Brücke bis zum Bahn

f eine Anzahl elektriſcher Lampen appriv gang iſt aber nun
dahin gekommen, unter Abänderung der Beſtimmungen über
Einſtellung der Schaufenſterbeleuchtung mit einer Anzthl von
Geſchäftsinhabern ein Abkommen zu treffen, das dieſe verpflich-
tet, ihre elektriſche Schaufenſter oder Außenbeleuchtung bis zu
einer beſtimmten Abendſtunde in Betrieb zu laſſen. Soweit
nötig, wird die Stadt den Bezugspreis für den elektriſchen Strom
bezahlen. Auf dieſe Weiſe wiro ein erheblicher Preis für die
Jnſtallation der Lampen geſpart. Die Verhandlungen mit der
hieſigen Straßenbahngeſellſchaft haben dahin geführt, daß die
Wiederinbetriebnahme der Straßenbahn mit allen Mitteln an
geſtrebt wird. Die Freigabe von Kupferodraht iſt bereits be
antragt und zu erwarten. Einem Geſuch des Elektrigitäts-werkes um S un ur Erhöhung des Strompreiſes um
234 Pfg. pro Kilowattſtunde wurde unter der Bedingung ent
ſprochen, daß die Jnbetriebnahme der Straßenbahn bis 1. Juni
dieſes Jahres erfolgt. Schließlich ſtimmte der Gemeinderat
einem vom Magiſtrat vorgelegten Statut für das z errichtende
Mietseinigungsannt zu. Die Stadtverordneten hatten vorher
eine Sonderſitzung abgehalten, in der der Vorſteher und ſein
Stellvertreter wiedergewählt wurden. Den Mitgliedern des
Magiſtrats, die bisher bei allen Zuwendungen an die Beamken
leer ausgegangen waren, wurden Teuerungszulagen bewilligt.

g. Dieskau (Saalkreis), 14. Jan. (Ein dreiſter Ein
bruchsdiebſtahl) wurde in vergangener in dem
Haushalt der Frau W. hier nachts ausgeführt. Um unbemerkt
das Vorhaben ausführen zu können, hatten die Diebe zuvor die
olettriſche Klingelanlage abgeſtellt, erbrachen dann die Viehſtälle,
aus denen ihnen zwei Gänſe und drei Kaninchen in die Hände
fielen. Unerkannt ſind ſie dann mit der Beute entkommen.

g. Canena (Saallkreis), 14. Jan. (Einbruchsdieb-
ſt a h l.) Mittels einer Leiter, welche aus einer Behauſung in
Bruckdorf entwendet worden war, ſtatteten Diebe kürzlich nachts
der Gaſtwirtſchaft Baumeier hier einen Beſuch ab, ſtiegen in das
Gehöft und hießen die verſchiedenſten Gegenſtände mitgehen.
Leider konnten auch in dieſem Falle die Diebe nicht zur Rechen
ſchaft gezogen werden.

o. Eiſenach, 14. Jan. Eiſenach als Garniſon-
ſt ad t.) Unſere Stadt beſitzt jetzt wieder ein neu aufgeſtelltes
Bataillon der 94er. Am Sonntag vormittag traf das zweite
Bataillon der Aer, beſtehend aus 1 Hauptmann, 4 Offizierſtell
vertretern und 140 Mann, neu aufgeſtellt hier ein und wurde am
Bahnhof von Vertretern des Arbeiter und Soldatenrates, ſowie
unſerem Gemeindevorſtand und Gemeinderat offiziell begrüfßt.
Wie verlantet, wird das dritte Bataillon gleichfalls neu aufge
ſtellt und kommt nach Jeng, währeno das erſte unter Major von
Griesheim in Weimar verbleibt.

Ziegenrück, 14. Jan. (Saaletalfperre.) Der
hieſige Arbeiter- und Bürgerrat hat in Sachen der Saaletal-
ſperre ein Geſuch an den Bezirksausſchuß nach Erfurt gerichtet
und dieſen gebeten, die Genehmigung zur Ausführung der Zeiß-
Teilanlage in Ziegenrück baldigſt zu erteilen. Die Pläne liegen

bei der dortigen Jnſtang und
noch fehlt jeder Beſcheid!

y. Nordhauſen, 14. Jan. (Streik.) Die ſämtlichenArbeiter des hieſigen Elektrizitätswerkes legten geſtern früh die
Arbeit nieder, weil die Verwaltung ihre Lohnforderungen (für die
Stunde für gelernte Arbeiter 1,30 Mk., für ungelernte Arbeiter
1 Mk., für weibliche Beſchäftigte 75 Pfg.) nicht bewilligen ollte.
Da eine Einigung durch Vermittlung des Bürgermeiſters Becker
und Stadtrats Hertzer zuſtande kam und die Forderungen der
Arbeiter faſt durchgängig bewilligt wurden, ſo fand der Streik
ein raſches Ende.

y. Nordhauſen, 14. Jan. (Ein Einbruchsdiebſtahl)
iſt in einer der letzten Nächte in der Tabakfabrik von Georg
Redderſen verübt worden, bei dem die Diebe etwa 1 Zir. Kau-
tabak geſtohlen haben.

K. Bitterfeld, 14. Jan. (Diebſtahl.) Jn einem Gaſt-
hauſe wurde einem Durchreiſenden die Lederbrieftaſche mit
450 Mk. in Kaſſenſcheinen und den Papieren geſtohlen. Dann
wurde in ein außerhalb der Stadt belegenes Fabrikgrundſtück
ein Einbruch ausgeführt und im Werkſtattgebäude ſämtliche
Schränke erbrochen. Was die Diebe dabei erbeutet haben, iſt
noch nicht genau feſtgeſtellt.

„H. 5.“Sportberichte
Eine Muſtermannſchaft ſoll nach einem Antrag Die m

im Verband Verliner Athletik-Vereine als ſtändige Einrichtung
gegründet werden. Jeder Verbandsvevein hat das Recht, bis zu
10 Jugend mitglieder im Alter von 17 bis 20 Jahren, ſowie ein
Führermitglied im Alter bis zu 80 Jahren zu ſtellen. Die Ver
pflichtung zur Teilnahme dauert ein Jahr und zwar im Winter
auf eine zweiſtündige, im Sommer auf zwei zweiſtündige
Uebungen in jeder Woche. Zweck der Ausbildung iſt die Be
herrſchung der Technik aller Uebungen, Kenntnis der theortiſchen
Vorausſetzungen und Befähigung zur erſten Hilfe bei Unglücks-
fällen. Die ſo ausgebildeten jungen Leute ſollen in ihren Ver
einen gewiſſermaßen Vorturnerdienſte tun.

Wiederaufbau kleinerer Sportvereine. Der Vorſtand
des Verbandes Berliner Athletik-Vereine iſt jetzt mit dem
Wiederaufbau der während der Kriegszeit eingegangenen
kleineren Verbandsvereine beſchäftigt. Bisher haben die Wieder
aufnahme ihres Betriebes angemeldet: Argo-Charlottenburg,
Aſtoria, Berliner Athletik-Club, S. C. Bernau, Turnberein
Nordweſt, Sport-Club 1900, Vorſtädtiſcher Turnverein, S. C.
Zehlendorf und Meteor 1910.

volkswirtſchaft
Börſenſtimmungsbild

Berlin, 15. Januar.
Die erſte Börſenverſammlung nach der Berliner tollen Woche

bewies, das die an den deutſchen Börſenplätzen während dieſer
Zeit hervorgetretene vorwiegend ruhige und nüchterne Be
urteilung der unerfreulichen Vorgänge auch von der Berliner
Börſe geteilt wird. Die Grundſtimmung war daher bei
Eröffnung des Verkehrs recht vertrauensvoll in bezug

auf die weitere Entwicklung der innerpolitiſchen La
an den Schlußkurſen vom 4. Januar zeigten e gen
führenden Werte dwrchweg kräftige Erholung. Da ehielt ſich in ziemlich engen Grenzen. Am Anlagemart
bemerkenswert die großen Umſätze in Kriegsanleihen e
ſcheinend zur Entrichtung von Steuern ſtärker gekauft die g
Für heimiſche alte Ren,ſten ſind die Kurſe gut behauptet et
ländiſche Renten notierten durchweg niedriger infol
Schwierigkeiten bei der Verwertung der Zinsſcheine inſgt
Finanzabkommens mit dar Entente. Age
riſche Renten ſetzten ihre Kurserholungen
Wien weiter fort. Begünſtigt waren
reichiſche Werte.

Produktenbericht
Verlin, 15. Ja

Jnfolge der ſchwierigen. Verkehrs verhältniſſe zeihieſigen Produktenverkehr wur ſehr beſchränkte in u
Ware auf Abladung. Beſonders in Futterſtoffen iſt dies n
merken, wo ſich die Nachfrage in erſter Linie auf gu de
Ware richtet. So ſind Futterrüben bei einigermaße iföa
Qualität und beſſeren Preiſen leicht unterzubringen 7
keres Angebot beſtand in weißen und gelben Kohlrübe
deren Freigabe die verſchiedenen Stellen auch bereit n
ſjchienen. Jm Handel mit Klee und Grasſämereien iſ v
etwas verändert. Das Angebot bleibt knapp, da auf dem g
anſcheinend nur wenig ausgedroſchen wird. Beſondersiſt Rotklee. Von Saatgetreide iſt Gerſte reichlicher angebi
Hafer dagegen nur mäßig. Wetter: regneriſch. sebote

Oeſterreichiſche u
im Einklange

Aus dem COeſerkreiſe
(Wir machen beſonders darau' arufmerkſam, daß in dieſer Ru
nnſe e Leſer zu Worte kommem, gleichgültig, ob ihre Anſicht alt
denen der Reda tion übereinſtimmen oder nicht. Die Redaktion üben
alſo für dieſe Rudrik feineriei Verantwortung dem Publikum gerat

Auf das Eingeſandt des Herrn Studienrates Krüger in d
Halleſchen Zeitung vom 14. Januar morgens, erwidere ich v
gendes: Nach der Verſammlung der nationalen Volkspartei J
5. Januar (mein Eingeſandt iſt an dieſem Tage abends
ſchrieben), hat ſich der von mir geſchilderte Vorgang genau
abgeſpielt, wie ich ihn wiedergegehen habe. Welche Veran
laſſung hätte ich, mich in dieſer an Aufregungen überreich
Zeit über richt geſchehene Dinge aufzuregen? Wenn ein Du
auf die Lehrer nicht ausgeübt wird, von Oberlehrern habe 4
überhaupt nicht gefprochen, ſo muß ich den entſprechenden n
deutungen des betreffenden Herrn als übergroße Aengſtlicht
gegen ſeinen Direktor anſehen und iſt es mir eine Genugtunn
feſtzuſtellen, daß ich mit meiner gegenteiligen Behauptung U
recht hatte. Jm übrigen hörte meine Tochter von dem Direkt
der Latinga, Herrn Dr. Gräber, am 31. Dezember 1918, als F.
ihn zum Beikritt in die nationale Volkspartei aufforderte, da
die Lehrerſchoft der höheren Schulen mit wenigen Ausnahmen
der Demokratiſchen Partei beigetreten ſei. Herr Studienrg
Krüger und etliche andere Herren Oberlehrer ſind inzwiſchen de
nationalen Volkspartea beigetreten. Narh der erhebenden Eltern
verſammlung des Stadtghmnaſiums, in der Deutſchtum un
Religioſität immer wieder, auch von ſeiten der Lehrer heto
wurden, bin ich und mit mir vermutlich viele andere Elbe
ganz irre an der Lehrerſchaft geworden, als es hieß, ſie a
trotzdem zur Demokra ſchen Partei übergegangen. Rie kam
ſich Deutſchtum und Religioſität mit den internationalen Zielen

dieſer von Nichtdeutſchen gegründeten, von Nichtdeutſchen
leiteten Partei vertragen? Dieſer Partei, die ihren Schwer,
punkt nach links zu den ſtaatzerſtörenden Sozialiſten verlen
hat und immer wieder betorit, mit dieſen gegen die rechts
ſtehenden Parteien kämpfen zu wollen! Die hier wie ander
wärts ja auch eine Liſtenvereinigung der bürgerlichen Parteien
abgelehnt hat und dadurch vermutlich der Sozialdemokratie
Sitze in der Nationalverſammlung erringen hilft. Man mu
nur einmal hören, was für Anſichten in den Köpfen
Schüler herumſpuken, die ſie ihren Mitſchülern beizubringe
verſuchen, gegen die ein wirklich auf demokratiſchen
Boden ſtehender Lehrer eigentlich gar nicht gankämpfen kann,
ein deutſcher Lehrer aber ankämpfen müßte. Aber a
iſt ja möglich, daß viele Lehrer nur äußerlich der Demokratiſchen
Partei angehören aus irgendwelcher von vielen auch angedeute
ten Miß oder Verſtimmung gegen einzelne Programmpunk
anderer bürgerlicher Parteien. Da kann man immer wieder
nur feſtſtellen: vollkommen iſt trichts, aber alles iſt beſſer ah
die Demokratiſche Partei, die Vorfrucht der Sozialdemokratie

Germanica.

Oeffentlicher

Frauen-Vortra
Donnerstag, d. 16. Jan. 1919, abds. 8 Uhr

in den

Thalia-Sälen. S
„Das Wahlrecht zur Rationalverſammlung

Redner: Univerſitätsprofeſſor Jörges.
„Was muß die Wählerin am Wahltage tun?“

Redner: Pflichtfortbildungsſchuldirektor Göll.

„Zur inneren Ernenernng der pol. Parteien
Redner: Stadtarzt Profeſſor von Drigalskil.

Nach jedem Vortrag Ausſprache und Fra z BegntwertuntSchriftliche Anfra en ſind an das Verbandsbüro, Poftſtr.
Zimmer 59 zu richten.

Verband Halliſcher Frauenvereine.

Hauptſchriftleiter. Heimut Böttcher.
Verantwortlich für den tigen Teil Helmut Böttcher; BVorkzwirtſchan
e e Querfurt; für die Abteilung Kunſt, Wiſſenſchaft, Unterhaltun-

ie für den lokalen Teil: Adolf Meyer, für prov ren Nathricten
Gerichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen Teil Ferdi nan
Querfurt; für den Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in vVerlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thiele, Halle S.

Verlagsdireitor: Robert Poetzſch.

Wählt alle Deutſchnationg Gruf Poſcdons'.

Deutſchnationale Volkspartei.
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